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Sehr geehrte Mandanten,

grundsätzlich darf man Kosten des häuslichen Arbeitszimmers nicht

abziehen. Etwas anderes gilt, wenn der Raum der Mittelpunkt der

gesamten beruflichen Tätigkeit ist: In diesem Fall dürfen alle Kosten

abgesetzt werden. Ist der heimische Arbeitsplatz hingegen nicht der

Mittelpunkt der Tätigkeit, kann eine Steuerminderung nur noch erfol-

gen, wenn für die Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung

steht.

In der Rechtsprechung gibt es dazu schon einen Berg an Urteilen, aller-

dings betreffen diese alle Arbeitnehmer. Aktuell gibt es aber für Unter-

nehmer Hoffnung. Das Finanzgericht Sachsen-Anhalt (Az: 4 K 362/15)

hat entschieden, dass ein Unternehmer unter bestimmten Umständen

bis zu 1.250 Euro für sein Arbeitszimmer absetzen darf, auch wenn es

im Betrieb noch einen anderen Arbeitsplatz gibt.

Auf die Umstände kommt es dabei an: Im Urteilsfall war es vorran-

gig die weite Entfernung zum Betrieb. Aber auch, wenn der andere

Arbeitsplatz nicht für vertrauliche Arbeiten geeignet ist, könnte dies die

Absetzbarkeit eines Arbeitszimmers rechtfertigen. Leider ist die Ent-

scheidung noch nicht rechtskräftig und Revision anhängig (Az. III R

9/16).

Kritiker könnten sagen, dass sich die Meinung des Finanzgerichts nicht

mit dem Gesetz deckt. Aber stimmt das? Ein anderer Arbeitsplatz

impliziert schließlich, dass dort alle betrieblichen Aufgaben erledigt

werden können. Ist das z B. wegen fehlender Vertraulichkeit im Neben-

raum eines Ladenlokals nicht der Fall, gibt es unter dem Strich auch

keinen geeigneten anderen Arbeitsplatz. Also bleibt die Frage durchaus

spannend.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.8.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.8. für den Eingang 

der Zahlung. Anmerkung: In Teilen Bayerns und im Saarland ist 

der 15.8.2016 ein Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich dort 

der Ablauf der dreitägigen Zahlungs-Schonfrist auf den 16.8.2016.

15.8.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.8. für den Eingang 

der Zahlung. Anmerkung: In Teilen Bayerns und im Saarland ist der 

15.8.2016 ein Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich dort der 

Termin für die Gewerbesteuer- und Grundsteuervorauszahlungen auf 

den 16.8.2016. Die Zahlungs-Schonfrist endet dann am 19.8.2016.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge August 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für April 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.8.2016.

Solidaritätszuschlag: Kein vorläufiger Rechtsschutz

Dem öffentlichen Interesse am Vollzug des Solidaritätszuschlags 

kommt Vorrang gegenüber dem Interesse des Steuerpflichtigen an 

der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes zu. Dies hat der Bundes-

finanzhof (BFH) unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 

entschieden. Dem stehe nicht entgegen, dass das Niedersächsische Fi-

nanzgericht (FG) mit Beschluss vom 21.08.2013 (7 K 143/08) das Bun-

desverfassungsgericht (BVerfG) erneut zur Klärung der Verfassungs-

mäßigkeit des Solidaritätszuschlaggesetzes angerufen hat.

Der Streitfall betraf das Jahr 2012. Vom Arbeitslohn der Antragsteller 

war der Solidaritätszuschlag einbehalten und an das Finanzamt abge-

führt worden. Die Antragsteller begehrten die vorläufige Rückzahlung 

des von ihnen entrichteten Solidaritätszuschlags von circa 715 Euro.

Der BFH lehnte dies ab. Das öffentliche Interesse am Vollzug des So-

lidaritätszuschlaggesetzes sei wegen der Sicherung einer geordneten 

Haushaltsführung vorrangig. Eine vorläufige Nichterhebung des So-

lidaritätszuschlags würde dazu führen, dass das Solidaritätszuschlag-

gesetz faktisch außer Kraft gesetzt werden würde. Dies hätte Einnah-

menausfälle in Milliardenhöhe zur Folge. Es könne offen bleiben, ob 

der Vorlagebeschluss des Niedersächsischen FG ernstliche Zweifel an 

der Rechtmäßigkeit der festgesetzten Solidaritätszuschläge begrün-

den könne. Der BFH habe bereits früher entschieden, dass das Soli-

daritätszuschlaggesetz verfassungsgemäß sei (Urteile vom 21.07.2011, 

II R 52/10 und II R 50/09). Das BVerfG habe die dagegen erhobenen 

Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenommen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 15.06.2016, II B 91/15

Steuererklärung: Bundesrat stimmt elektronischer 
Erledigung zu

Von der Steuererklärung über den Steuerbescheid bis hin zu einem mög-

lichen Rechtsbehelf soll das Steuerverfahren ab 2017 vollständig elekt-

ronisch erledigt werden können. Der Bundesrat hat am 17.06.2016 ei-

nem entsprechenden Gesetzesbeschluss des Bundestages zugestimmt.

Eine Verpflichtung zur elektronischen Abwicklung von Steuerangele-

genheiten ist dabei nicht vorgesehen. Papierbelege – wie beispielswei-

se Spendenquittungen – müssen künftig nicht mehr eingereicht wer-

den, sondern sind nur noch aufzubewahren.

Wird eine Steuererklärung verspätet eingereicht, droht künftig ein Zu-

schlag. Dieser orientiert sich an der Höhe der festgesetzten Steuer. Er 

beträgt mindestens 25 Euro für jeden angefangenen Monat der Ver-

spätung. Steuerpflichtige sollen jedoch nunmehr zwei Monate länger 

Zeit haben, um ihre Steuererklärung einzureichen.

Der verstärkte Einsatz der Informationstechnologie und der zielgenau-

ere Ressourceneinsatz sollen die Wirtschaftlichkeit und Effizienz des 

Steuerverfahrens steigern. Das Gesetz wird nun dem Bundespräsiden-

ten zur Unterschrift und Verkündung vorgelegt.
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Einkommensteuererklärung: Auch bei  
Bedenken gegen Sicherheit der Datenübermittlung  
in elektronischer Form abzugeben

Steuerpflichtige müssen ihre Einkommensteuererklärung auch dann in 

elektronischer Form abgeben, wenn sie Bedenken gegen die Sicherheit 

der Datenübertragung über das Internet hegen. Dies stellt das Finanz-

gericht (FG) Baden-Württemberg klar.

Der Kläger war als Ingenieur selbstständig tätig und daher wegen des 

Umstands, dass sein Jahresgewinn mehr als 410 Euro betragen hatte, 

gesetzlich zur Abgabe der Einkommensteuererklärung in elektroni-

scher Form durch Datenfernübertragung verpflichtet. Unter Berufung 

auf die Enthüllungen des Whistleblowers Edward Snowden machte 

er geltend, dass jede Datenübermittlung an das Finanzamt abgehört 

und verändert werden könne. Auch sei nicht auszuschließen, dass die 

von der Finanzverwaltung bereitgestellte Software, wenn sie auf dem 

Rechner des Steuerpflichtigen installiert wird, möglicherweise ein Ei-

genleben führen werde. Deshalb komme für ihn eine Übermittlung der 

Steuerdaten über das Internet nicht in Frage. Das Finanzamt lehnte 

den Antrag des Klägers, ihm als Alternative die Abgabe der Steuerer-

klärung in Papierform beziehungsweise auf einer CD zu gestatten, ab.

Auch die Klage ist ohne Erfolg geblieben. Nach Ansicht des FG Baden-

Württemberg war es dem Kläger zumutbar, ein befürchtetes Aus-

spähen seiner Daten durch handelsübliche Sicherheitssoftware zu 

unterbinden. Die von der Finanzverwaltung kostenlos bereitgestellte 

Übermittlungssoftware sei vom Bundesamt für Sicherheit in der Infor-

mationstechnik zertifiziert worden und habe ein hinreichendes Maß an 

Datensicherheit gewährleistet. Konkrete Sicherheitslücken seien nicht 

erkennbar.

Gegen das Urteil ist Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt worden. 

Diese läuft beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen VIII B 

43/16.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 23.03.2016, 7 K 

3192/15, nicht rechtskräftig

Bundesfinanzhof-Urteile: Steuerzahlerbund drängt 
auf schnellere Veröffentlichungen

Nach Ansicht des Bundes der Steuerzahler e.V. (BdSt) sollten Urteile 

des Bundesfinanzhofes (BFH) schneller als bisher im Bundessteuer-

blatt veröffentlicht werden. In den letzten Jahren habe es hierbei oft 

Verzögerungen gegeben.

Dem müsse entgegengewirkt werden, weil die Finanzämter die Ent-

scheidungen in der Zeit bis zu ihren Veröffentlichungen über den je-

weiligen Einzelfall hinaus nicht anwendeten, meint der BdSt. Letztlich 

wirke die verzögerte Veröffentlichung für die betroffenen Steuerzahler 

daher wie ein Nichtanwendungserlass. Zumindest aber blieben die be-

troffenen Steuerzahler im Ungewissen darüber, in welcher Weise das 

Urteil auf ihren Fall Auswirkungen hat.

Deshalb setze sich der BdSt beim Finanzausschuss des Deutschen Bun-

destags für eine schnellere Veröffentlichung der Urteile ein. Aus seiner 

Sicht sollten die Urteile spätestens ein Jahr nach dem Urteilsspruch 

verbindlich sein.

Bund der Steuerzahler, PM vom 29.04.2016

Nachzahlungszinsen: Kein Erlass bei fehlerhafter  
Einkünftequalifikation durch die Finanzverwaltung

Das Finanzamt muss Nachzahlungszinsen für eine offene Steuerschuld 

auch dann nicht erlassen, wenn es die Einkünfte zunächst fehlerhaft 

eingeordnet und deswegen bei den Einkommensteuer-Vorauszahlun-

gen fehlerhaft einen Ermäßigungsbetrag berücksichtigt hatte. Dies 

stellt das Finanzgericht (FG) Düsseldorf klar.

Der Kläger erzielte Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Das Finanz-

amt qualifizierte seine Einkünfte jedoch als solche aus Gewerbebe-

trieb und berücksichtigte bei der Festsetzung der Einkommensteuer-

Vorauszahlungen einen Ermäßigungsbetrag. Der Kläger, der sich nicht 

für ermäßigungsberechtigt hielt, befürchtete eine Nachforderung. 

Deshalb hinterlegte er 300.000 Euro auf einem eigenen Bankkonto. 

Nachdem er seine Einkommensteuererklärung abgegeben hatte, zahl-

te er im Juli 2013 freiwillig 366.400 Euro an das Finanzamt. Dieses 

beurteilte seine Einkünfte im September 2013 als solche aus selbst-

ständiger Arbeit und versagte die seinerzeit gewährte Ermäßigung. 
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Gleichzeitig setzte es Nachzahlungszinsen für den Zeitraum April bis 

September 2013 fest. Dem Antrag des Klägers auf Erlass entsprach es 

nur für die Monate August und September.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Das Finanzamt habe sich 

bei der Festsetzung der Zinsen an die gesetzlichen Vorgaben gehalten. 

Die Höhe der Verzinsung sei verfassungsgemäß. Im Vergleich zum 

Marktzins habe sich der gesetzliche Zins in den Monaten April bis Juli 

2013 noch in einem der wirtschaftlichen Realität angemessenen Rah-

men bewegt. Auch könne der Umstand, dass der Zinslauf von der Ar-

beitsweise des Finanzamtes abhänge, nicht zur Verfassungswidrigkeit 

der typisierenden Zinsregelung führen. Deshalb habe das Gericht von 

einer Vorlage an das Bundesverfassungsgericht abgesehen.

Die Versagung eines weitergehenden Erlasses sei frei von Ermessens-

fehlern. Bei einer freiwilligen Zahlung nach Beginn des Zinslaufs dürfe 

der Erlass der Nachzahlungszinsen auf volle Monate vor Wirksamkeit 

der Steuerfestsetzung begrenzt werden. Durch die freiwillige Leistung 

entstehe eine Situation, wie sie bei Erstattungszinsen existiere; der 

Erlass von Nachzahlungszinsen in Höhe vergleichbar berechneter Er-

stattungszinsen sei nicht zu beanstanden. Eine andere Einschätzung 

ergebe sich auch nicht aufgrund der Hinterlegung des Geldbetrags auf 

einem Bankkonto des Klägers. Denn dadurch habe der Kläger die Ver-

fügungsmacht behalten und das Geld – bis zur freiwilligen Zahlung im 

Juli 2013 – dem Finanzamt vorenthalten.

Finanzgericht Düsseldorf, 16 K 2976/14 AO

Alleinerziehende: Berlin für bessere finanzielle  
Unterstützung

Berlin setzt sich im Bundesrat für eine bessere finanzielle Unterstüt-

zung von Alleinerziehenden ein. Unter anderem möchte das Land die 

Bundesregierung auffordern, die Bezugsdauer des Unterhaltsvorschus-

ses bis zum 14. Lebensjahr des Kindes zu verlängern. Bislang erhalten 

Kinder, die bei einem alleinerziehenden Elternteil leben und keinen Un-

terhalt vom anderen Elternteil erhalten, lediglich bis zur Vollendung 

des zwölften Lebensjahres einen Unterhaltsvorschuss vom Staat.

Die Initiative (BR-Drs. 291/16) enthält auch Prüfbitten an die Bundes-

regierung, die auf eine steuerliche Entlastung sowie auf eine monat-

liche Direktzahlung von 50 Euro an Alleinerziehende abzielen. Nach 

Auffassung Berlins sollte diese Zahlung für jedes weitere Kind um 

sechs Euro steigen.

Hintergrund der Initiative ist nach Angaben des Bundesrates, dass Kin-

der immer häufiger in Ein-Eltern-Familien aufwachsen. Bundesweit sei 

dies bereits in jeder fünften Familie der Fall, heiße es in dem Antrag. 

Alleinerziehende, die in den allermeisten Fällen Frauen sind, seien da-

bei besonders von Armut bedroht.

Der Entschließungsantrag wurde in der Bundesratssitzung am 

17.06.2016 vorgestellt und anschließend den Fachausschüssen zur 

weiteren Beratung zugeleitet.

Bundesrat, PM vom 17.06.2016

Kindergeld auch für im EU-Ausland lebende  
Elternteile

Lebt ein Kind im EU-Ausland bei der geschiedenen Ehefrau, ist sie, 

nicht aber der in Deutschland lebende Vater kindergeldberechtigt, wie 

der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 04.02.2016 (III R 17/13) 

entschieden hat.

Im Streitfall beantragte ein in Deutschland wohnender deutscher 

Staatsangehöriger Kindergeld für seinen Sohn. Der Sohn lebte in Polen 

im Haushalt seiner Mutter, der geschiedenen polnischen Ehefrau des 

Klägers. Die Familienkasse lehnte den Antrag ab, weil sie meinte, der 

Anspruch auf Kindergeld stehe nicht dem Kläger zu. Kindergeldberech-

tigt sei die geschiedene Ehefrau. Dem stehe nicht entgegen, dass sie 

in Deutschland über keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

verfügt habe.

Vor dem Finanzgericht (FG) hatte der Kläger Erfolg. Demgegenüber 

hob der BFH das Urteil des FG auf und wies die Klage ab. Entschei-

dend sei hierfür die unionsrechtliche Vereinheitlichung der nationalen 

Regelungen zur sozialen Sicherheit (Artikel 60 Absatz 1 Satz 2 der seit 

01.05.2010 geltenden VO Nr. 987/2009), so der BFH. Danach sei bei 

Ansprüchen auf Familienleistungen in grenzüberschreitenden Sachver-

halten die gesamte Familie so zu behandeln, als wohnte sie in dem 

Mitgliedstaat, dessen Familienleistungen beansprucht werden (Wohn-

sitzfiktion).

Da das deutsche Kindergeldrecht nicht danach unterscheide, ob die 

Eltern eines Kindes verheiratet sind oder nicht, sei auch die geschie-
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dene Ehefrau Familienangehörige. Somit gelte sie als mit dem Kind in 

Deutschland lebend. Damit stehe ihr der Anspruch auf Kindergeld zu, 

da nach deutschem Recht das Kindergeld bei getrennt lebenden Eltern 

vorrangig an den Elternteil ausgezahlt werde, der das Kind in seinen 

Haushalt aufgenommen hat.

Da der BFH Zweifel hatte, ob das Unionsrecht tatsächlich eine solch 

weitgehende Fiktion beabsichtigte, richtete er ein Vorabentschei-

dungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), 

in dem dieser entschied, dass die Wohnsitzfiktion zu einem Wechsel 

der persönlichen Anspruchsberechtigung von dem in Deutschland le-

benden Elternteil zu dem im EU-Ausland lebenden anderen Elternteil 

führen kann (Urteil vom 22.10.2015, C–378/14 – Trapkowski). Daran 

ändere sich auch dann nichts, wenn der im EU-Ausland lebende Eltern-

teil keinen Antrag auf deutsches Kindergeld gestellt hat.

In seinem Urteil folgte der BFH der Beurteilung des EuGH. Damit war 

das Urteil des FG aufzuheben und die Klage des Vaters abzuweisen. 

Die Entscheidung sei von allgemeiner Bedeutung für Fälle, in denen 

die Eltern eines Kindes in unterschiedlichen EU-Staaten leben und in 

keinem EU-Staat ein gemeinsamer Haushalt der Eltern und des Kindes 

besteht, so der BFH. In Bezug auf den Sohn, für den das Kindergeld 

beansprucht wurde, habe die Familienkasse nunmehr über den Kinder-

geldanspruch der geschiedenen Ehefrau zu entscheiden.

Inhaltsgleich hat der BFH in einem zweiten Urteil vom 10.03.2016 (III 

R 62/12) entschieden. Hier lebten die beiden Töchter des in Deutsch-

land wohnenden Klägers bei ihrer in Griechenland lebenden Großmut-

ter. Nach deutschem Recht könne ein Anspruch auf Kindergeld auch 

einem Großelternteil zustehen, der sein Enkelkind in seinen Haushalt 

aufgenommen hat, so der BFH. Er folgte auch hier dem EuGH-Urteil 

Trapkowski. Somit sei auch hier zu fingieren gewesen, dass die Groß-

mutter mit ihren beiden Enkelinnen in Deutschland lebte. Ein Anspruch 

auf Kindergeld stehe somit ihr zu und nicht dem Kläger.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.02.2016, III R 17/13 und vom 

10.03.2016, III R 62/12

Berufsmäßige Nachlasspfleger müssen ihre  
Vergütung minutengenau abrechnen

Berufsmäßige Nachlasspfleger, die ihre Tätigkeiten zur Abwicklung des 

Nachlasses vergütet haben wollen, müssen minutengenau abrechnen. 

Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle entschieden.

Das Nachlassgericht (Amtsgericht – AG) hatte einen Nachlasspfleger 

bestellt, der die Pflegschaft berufsmäßig ausübte. Er beantragte für die 

Abwicklung von Bankkonten, die Betreuung einer zum Nachlass gehö-

renden Immobilie und für die Suche nach den Erben bei einer Vergü-

tung von 33,50 Euro je Stunde insgesamt rund 1.700 Euro. Zum Beleg 

hat der Nachlasspfleger eine Auflistung seiner Tätigkeiten vorgelegt, 

die nicht minutengenau ist, sondern auf Zehn-Minuten-Schritte ab-

stellt. Das AG hat seinen Antrag abgelehnt.

Diese Entscheidung bestätigte das OLG Celle weitgehend. Die genaue 

Beschreibung der Tätigkeiten für den Nachlass und ihre Dauer müs-

se dem Nachlassgericht die Überprüfung ermöglichen, ob die Tätig-

keit dem übertragenen Aufgabenkreis zuzuordnen und der Aufwand 

angemessen und plausibel gewesen ist. Die minutengenaue Abrech-

nung der einzelnen Tätigkeiten sei erforderlich, damit das Nachlass-

gericht den geltend gemachten Zeitaufwand überprüfen könne, und 

der Nachlasspfleger nur den tatsächlich geleisteten Aufwand vergütet 

bekomme.

Rechtlicher Hintergrund: Nachlasspfleger können bis zur Annahme 

der Erbschaft oder bestellt werden, wenn Erben unbekannt sind. Sie 

sorgen für die Sicherung des Nachlasses. In der Regel wird die Nach-

lasspflegschaft unentgeltlich geführt. Ausnahmsweise kann das Nach-

lassgericht feststellen, dass der Nachlasspfleger berufsmäßig tätig ist. 

In diesen Fällen erhält er für seine Tätigkeit eine Vergütung, die vom Er-

ben zu zahlen ist. Der Nachlasspfleger darf die festgesetzte Vergütung 

aus dem verwalteten Nachlassvermögen entnehmen. Bei mittellosem 

Nachlass kann er die Zahlung seiner Vergütung aus der Staatskasse 

verlangen.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 24.03.2016, 6 W 14/16
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Arbeitnehmer

Bereitschaftszeiten: Auch hier gilt gesetzlicher  
Mindestlohn

Der gesetzliche Mindestlohn ist für jede geleistete Arbeitsstunde zu 

zahlen. Zur vergütungspflichtigen Arbeit rechnen auch Bereitschafts-

zeiten, während derer sich der Arbeitnehmer an einem vom Arbeit-

geber bestimmten Ort – innerhalb oder außerhalb des Betriebs – 

bereithalten muss, um bei Bedarf die Arbeit aufzunehmen, wie das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) klarstellt.

Der Kläger ist als Rettungsassistent im Rahmen einer Vier-Tage-

Woche in Zwölfstundenschichten durchschnittlich 48 Stunden wö-

chentlich beschäftigt. Es fallen regelmäßig Bereitschaftszeiten an. 

Das Bruttomonatsgehalt des Klägers beläuft sich auf 2.680,31 Euro 

nebst Zulagen. Der Kläger hat geltend gemacht, die Beklagte vergüte 

Bereitschaftszeit nicht mit dem gesetzlichen Mindestlohn. Durch das 

Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes sei die arbeitsvertraglich einbe-

zogene tarifliche Vergütungsregelung unwirksam geworden. Deshalb 

stehe ihm die übliche Vergütung von 15,81 Euro brutto je Arbeitsstun-

de zu. Die Klage ist in allen Instanzen erfolglos geblieben.

Dem Kläger stehe für seine im Januar und Februar 2015 geleisteten 

Bereitschaftszeiten keine weitere Vergütung zu, so letztinstanzlich das 

BAG. Zwar sei Bereitschaftszeit mit dem gesetzlichen Mindestlohn zu 

vergüten. Der Anspruch des Klägers hierauf sei aber erfüllt. Bei maxi-

mal 228 Arbeitsstunden, die er mit Vollarbeit und Bereitschaftszeiten 

in einem Monat tatsächlich leisten kann, erreiche die gezahlte Mo-

natsvergütung den gesetzlichen Mindestlohn (228 Stunden zu 8,50 

Euro = 1.938,00 Euro brutto monatlich) nicht nur, sondern übersteige 

ihn. Ein Anspruch auf weitere Vergütung nach § 612 Absatz 2 des Bür-

gerlichen Gesetzbuches bestehe nicht. Die arbeitsvertraglich einbezo-

gene tarifliche Vergütungsregelung sei nicht wegen des Inkrafttretens 

des Mindestlohngesetzes unwirksam geworden.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29.06.2016, 5 AZR 716/15

Änderungen von Arbeitsverträgen zur  
„Nettolohnoptimierung“ sind im Beitragsrecht der 
Sozialversicherung zu beachten

Eine arbeitsvertraglich vereinbarte Verringerung des Barlohns unter im 

Gegenzug gewährter lohnsteuerfreier oder pauschal besteuerter wei-

terer Leistungen wirkt sich auf den Gesamtsozialversicherungsbeitrag 

aus. Dies hat das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg ent-

schieden. Es widersprach damit der Rechtsauffassung der Deutschen 

Rentenversicherung, die die Änderung der Arbeitsverträge im Rahmen 

einer Betriebsprüfung für unbeachtlich gehalten und eine Beitrags-

nachforderung festgesetzt hatte. Diese Nachforderung hat das LSG in 

großen Teilen aufgehoben. Die Änderung der Arbeitsverträge schlage 

auch auf das Beitragsrecht durch.

Der Betreiber eines Gartencenters hatte mit seinen Arbeitnehmern 

einvernehmlich schriftlich vereinbart, dass der Bruttolohn abgesenkt 

wird und im Gegenzug Sachleistungen (unter anderem Tankgutschei-

ne, Restaurantschecks, Erholungsbeihilfen, Reinigungspauschalen, 

Personalrabatte und Kinderbetreuungszuschüsse) gewährt werden. Ab 

der Änderung führte der Arbeitgeber die Sozialversicherungsbeiträge 

nur noch auf der Grundlage der niedrigeren Bruttolöhne ab. Der Ren-

tenversicherungsträger beanstandete dies im Rahmen einer Betriebs-

prüfung. Er nahm eine reine Lohnverwendungsabrede an und forderte 

Beiträge auf der Grundlage der zuvor gezahlten Löhne nach. Klage und 

Berufung dagegen waren teilweise erfolgreich.

Das LSG Baden-Württemberg hat entschieden, dass die Änderung 

der Arbeitsverträge wirksam und auch für das Beitragsrecht der Sozi-

alversicherung zu beachten ist. Soweit nach den beitragsrechtlichen 

Vorschriften die Arbeitgeberleistungen nicht zum Arbeitsentgelt ge-

hörten (zum Beispiel Erholungsbeihilfen) oder bereits mit den rich-

tigen Sachbezugswerten verbeitragt worden seien (zum Beispiel Re-

staurantschecks), dürften keine weiteren Sozialversicherungsbeiträge 

nachgefordert werden. Lediglich hinsichtlich einiger Leistungen (Reini-

gungspauschale, Personalrabatte) hätten die Voraussetzungen für eine 

Beitragsfreiheit nicht vorgelegen. Die Rentenversicherung könne daher 

nur deutlich geringere Beiträge verlangen. Auch eine Folge der Ände-

rungsverträge sei zwar die Tatsache, dass die Arbeitnehmer im Fall von 
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Arbeitslosigkeit oder Krankheit wegen den geringeren beitragspflichti-

gen Entgelten ein geringeres Arbeitslosen- oder Krankengeld erhalten 

und im Hinblick auf die Altersrente geringere Beiträge auf den Renten-

konten der Beschäftigten angespart werden. Dies ändere aber nichts 

an der nach geltendem Recht zulässigen Änderung der Arbeitsverträge 

im Einvernehmen zwischen dem Arbeitgeber und den Arbeitnehmern.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 10.05.2016, L 11 

R 4048/15

Abfindung: Manchmal kann es um Sekunden gehen, 
ob 300.000 Euro fällig werden

Vor dem Landesarbeitsgericht Düsseldorf wurde um eine Abfindung 

in Höhe von 300.000 Euro für den Verlust des Arbeitsplatzes gestrit-

ten, der von einem Mitarbeiter gefordert worden war, weil er das 

„Windhundsystem“, das der ganzen Angelegenheit zugrunde lag, für 

rechtswidrig hielt. Die Meldungen der zum Verlassen des Betriebes 

entschlossenen Arbeitnehmer waren auf einer speziellen Website ent-

gegengenommen worden, was eine „auf Millisekunden“ genaue Erfas-

sung der Zeitstempel ermöglichte. Die Meldung des zurückgewiesenen 

Mitarbeiters war danach um sechs Minuten zu spät registriert worden. 

Da hier rechtlich kein Anspruch auf eine Abfindungszahlung bestanden 

habe, so das Gericht, habe es dem Arbeitgeber freigestanden, wie er 

die Auswahl gestalte – von Fällen einer Diskriminierung abgesehen. 

LAG Düsseldorf, 14 Sa 1344/15

Sozialhilfe: Auch Schwiegersohnes Löhne können für 
die Schwiegermama herangezogen werden

Auch der Schwiegersohn einer Empfängerin von Sozialhilfeleistungen, 

die sich in einem Pflegeheim befindet, muss dem Sozialamt Auskunft 

über seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse erteilen. 

In dem Fall ging es nicht um seine unmittelbare Beteiligung an den 

Kosten der Pflege, sondern darum, festzustellen, ob sich seine Ehefrau 

für an deren Mutter geleistete Sozialhilfe zu beteiligen habe. Dies auch 

dann, wenn ihr eigenes Einkommen – separat betrachtet – dafür nicht 

ausreiche, aber das Einkommen des Ehemannes für das gemeinsame 

Zusammenleben hoch genug sei. Vor dem Steuerzahler sei die Familie 

von Hilfebedürftigen zu Unterhaltsleistungen verpflichtet. 

LSG Rheinland-Pfalz, L 5 SO 78/15

Krankheitsbedingte Entlassung gibt es erst nach  
reiflicher Überlegung

Bevor ein Arbeitgeber einem langzeitkranken Mitarbeiter eine krank-

heitsbedingte Kündigung aussprechen darf, muss er zunächst prüfen, 

ob eine andere Aufgabe im Betrieb die Krankheitszeiten des Mitarbei-

ters hätte verringern können. 

In dem konkreten Fall arbeitete eine Frau bereits seit 15 Jahren als 

Brief- und Paketsortiererin in der Firma. Bei einer arbeitsmedizinischen 

Untersuchung empfahl die Betriebsärztin, dass die Frau nur noch Tä-

tigkeiten mit wechselnder Arbeitshaltung ausüben solle - weder lange 

am Stück stehen noch sitzen und nur leichte und mittelschwere Arbeit 

wurde nahegelegt. Daraufhin wurde sie an einen Arbeitsplatz versetzt, 

der aber auch nicht der Empfehlung der Ärztin entsprach, so dass sich 

die Fehltage der Mitarbeiterin häuften. In einem Jahr zählte der Arbeit-

geber 122 Krankheitstage, und er kündigte krankheitsbedingt. 

Laut Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg zu Unrecht. Zwar sei 

eine krankheitsbedingte Kündigung rechtens, wenn absehbar ist, dass 

die häufigen Ausfälle nicht weniger werden - das aber nur als letztes 

Mittel. Der Arbeitgeber müsse zuvor versuchen, einen geeigneteren 

Arbeitsplatz im Betrieb für die Angestellte zu finden. 

LAG Berlin-Brandenburg, 10 Sa 1702/14

Häusliches Arbeitszimmer rechtfertigt nicht Berück-
sichtigung der Aufwendungen für Nebenräume

Bei einem steuerrechtlich anzuerkennenden Arbeitszimmer sind Auf-

wendungen für Nebenräume (Küche, Bad und Flur), die in die häusli-

che Sphäre eingebunden sind und zu einem nicht unerheblichen Teil 

privat genutzt werden, nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskos-

ten abziehbar. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Die Klägerin unterhielt in ihrer Wohnung ein häusliches Arbeitszimmer, 

das sie so gut wie ausschließlich für ihre nur von diesem Arbeitszimmer 

aus betriebene gewerbliche Tätigkeit nutzte. Während das Finanzamt 
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die Aufwendungen dafür als Betriebsausgaben anerkannte, versagte es 

die Berücksichtigung der hälftigen Kosten für die jedenfalls auch privat 

genutzten Nebenräume (Küche, Bad und Flur).

Der BFH gab dem Finanzamt Recht. Der Große Senat des BFH hatte in 

seinem Beschluss vom 27.07.2015 (GrS 1/14) bereits entschieden, dass 

die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer, das nicht nahezu 

ausschließlich betrieblich oder beruflich genutzt wird («gemischt ge-

nutztes Arbeitszimmer») steuerlich nicht zu berücksichtigen sind. Mit 

der vorliegenden Entscheidung knüpft der BFH hieran auch für Neben-

räume der häuslichen Sphäre an. Die Nutzungsvoraussetzungen seien 

individuell für jeden Raum und damit auch für Nebenräume zu prüfen. 

Eine zumindest nicht unerhebliche private Mitnutzung derartiger Räu-

me sei daher abzugsschädlich.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.02.2016, X R 26/13

Pkw-Leasingraten bei Überlassung des Kfzs  
gegen Gehaltsverzicht keine Werbungskosten des 
Arbeitnehmers

Bekommt ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber einen geleas-

ten Pkw zur Verfügung gestellt, so kann er die Leasingraten, die der 

Arbeitgeber von seinem Gehalt einbehält, nicht als Werbungskosten 

bei seinen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit steuermindernd 

geltend machen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg 

entschieden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage 

hat es die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Der Arbeitgeber des Klägers hatte einen Pkw für die Dauer von drei Jah-

ren geleast und für diesen zugleich einen Wartungsvertrag abgeschlos-

sen (so genanntes Full-Service-Leasing). Mit dem Kläger vereinbarte 

er, dass die Leasingkosten im Wege der so genannten Barlohnum-

wandlung von dessen Gehalt abgezogen werden sollten. Im Gegenzug 

erhielt der Kläger das Recht, das Fahrzeug für Dienst- und Privatfahrten 

zu nutzen. Für Dienstreisen erstattete der Arbeitgeber dem Kläger zu-

dem Reisekosten, die er anhand der zurückgelegten Strecke ermittelte 

und in vollem Umfang der Lohnsteuer unterwarf. Außerdem wandte 

der Arbeitgeber die so genannte Ein-Prozent-Regelung (§ 8 Absatz 2 

Satz 2 Einkommensteuergesetz – EStG) an und unterwarf monatlich 

einen entsprechenden Anteil des Netto-Listenpreises der Lohnsteuer.

Im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung machte der Kläger den 

prozentualen Anteil der monatlichen Leasingraten, die auf die Dienst-

reisen entfielen, als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nicht-

selbstständiger Arbeit geltend. Er meinte, dass es sich bei der Fahrtkos-

tenerstattung des Arbeitgebers um keinen echten Aufwendungsersatz 

gehandelt habe, da dieser die Zahlung der Lohnsteuer unterworfen 

habe.

Das FG folgte dem nicht und entschied, dass ein Werbungskostenab-

zug nach § 9 Absatz 1 Sätze 1 und 2 EStG nicht möglich sei. Nach die-

ser Vorschrift abzugsfähige «Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 

und Erhaltung der Einnahmen» lägen schon begrifflich nicht vor, weil 

der Kläger auf seinen Gehaltsanspruch in Höhe der Leasingkosten ver-

zichtet habe. Lediglich zusätzliche Zahlungen des Arbeitnehmers, die 

neben den Leasingraten anfielen (so etwa die zusätzlich zu entrich-

tenden Treibstoffkosten), seien anteilig bezogen auf die Dienstfahrten 

als Werbungskosten steuermindernd zu berücksichtigen. Eine Gleich-

behandlung mit Fällen, in denen der Pkw privat angeschafft werde, sei 

nicht geboten, da der Kläger nicht juristischer oder wirtschaftlicher 

Eigentümer des Pkw geworden sei. Denn dessen Arbeitgeber habe den 

Leasingvertrag abgeschlossen. Es habe sich um einen so genannten 

Firmenwagen gehandelt, weshalb der Arbeitgeber auch die Ein-Pro-

zent-Regelung angewendet und die Fahrtkostenerstattungen als steu-

erpflichtig behandelt habe.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11.02.2016, 9 K 9317/13

Erreichbarkeit der Arbeitsstätte ohne Verkehrsmittel 
führt zu beruflicher Veranlassung eines Umzugs

Umzugskosten können als Werbungskosten bei den Einkünften aus 

nichtselbstständiger Tätigkeit in Abzug gebracht werden, wenn der 

Umzug insofern beruflich veranlasst ist, als die Arbeitsstelle danach für 

den Steuerpflichtigen ohne Verkehrsmittel zu Fuß erreichbar ist. Dies 

hat das Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

Die Klägerin ist als beamtete Lehrerin in einem städtischen Berufs-

kolleg tätig. Im Streitjahr zog sie mit ihrer Familie in eine Eigentums-

wohnung, die in einem anderen Viertel der Stadt lag. Sie machte die 

Umzugskosten bei ihren Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit mit 

dem Argument geltend, ihr Umzug sei deswegen beruflich veranlasst, 
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weil sie seither ihre Arbeitsstelle zu Fuß erreichen könne. Das beklagte 

Finanzamt ließ die Umzugskosten im Einkommensteuerbescheid au-

ßer Ansatz. Umzugskosten seien nur dann als Werbungskosten abzieh-

bar, wenn sich die Fahrzeit von der Wohnung zur Arbeitsstätte durch 

den Umzug um mindestens eine Stunde verkürzt habe. Dies sei bei der 

Klägerin nicht der Fall.

Hiergegen klagte die Klägerin und bekam Recht. Das FG stellte darauf 

ab, dass in Ausnahmefällen auch «die Erreichbarkeit der Arbeitsstätte 

ohne Verkehrsmittel» zu einer wesentlichen sonstigen Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen führen könne, sodass selbst eine weniger als 

eine Stunde betragende Zeitersparnis für die Annahme einer berufli-

chen Veranlassung der Umzugskosten ausreiche. Das beklagte Finanz-

amt sei dem nicht substantiiert entgegen getreten. Daran gemessen 

sei im Streitfall der entscheidende Grund für den Umzug beruflicher 

Natur.

Das FG berücksichtigte auch den Umstand, dass für den, der in einer 

Großstadt keine Verkehrsmittel benutzen muss und den Weg zur Ar-

beit zu Fuß gehen kann, der Zeitdruck und der Stress entfallen, die von 

der Notwendigkeit des pünktlichen Erscheinens ausgehen. Das gelte 

insbesondere, wenn der Arbeitnehmer – wie hier – keine gleitende Ar-

beitszeit hat. Die Klägerin habe auf ihren Wegen zudem nicht uner-

hebliches Gepäck – Bücher, Unterrichtsmaterialien und Laptop – in ei-

nem Rucksack tragen müssen, das sie nicht in der Schule aufbewahren 

konnte. Da die Wegezeit vor ihrem Umzug überwiegend auf die Fuß-

wege sowie das Warten an den Haltestellen beziehungsweise Ampeln 

entfiel, mache die Verkürzung speziell des Fußweges den Transport des 

schweren Gepäcks erheblich bequemer. Die Unannehmlichkeiten beim 

Ein- und Aussteigen mit Gepäck während der Hauptverkehrszeiten 

von Straßenbahnen seien infolge des Umzugs komplett weggefallen. 

Dass die Klägerin durch den Umzug im regulären Stundenplan sowie 

im Vertretungsplan flexibler eingeplant werden beziehungsweise an 

ihren freien Tagen sogar nur für eine Stunde zur Schule kommen kön-

ne, gehöre ebenfalls zu ihren Arbeitsbedingungen. Ob das Berufskolleg 

diesen Einsatz zuvor von ihr hätte verlangen dürfen oder nicht, sei be-

langlos. Die berufliche Veranlassung stelle dies nicht in Frage.

Anhaltspunkte dafür, dass private Gründe für den Umzug eine ent-

scheidende Rolle gespielt haben, sah das Gericht nicht. Auf die beruf-

liche Situation des Ehemanns der Klägerin und insbesondere dessen 

Wegezeiten von der Wohnung zur Arbeitsstätte komme es nicht an. 

Bei der Abgrenzung, ob Umzugskosten eines verheirateten Arbeitneh-

mers nahezu ausschließlich beruflich veranlasst sind oder nicht, sei-

en die Fahrzeitveränderungen von Ehegatten nicht zu saldieren. Dass 

der Umzug der Klägerin mit dem Erwerb und dem Bezug einer Eigen-

tumswohnung im Zusammenhang stand, hindere die berufliche Ver-

anlassung der Umzugskosten nicht. Eine dadurch entstandene private 

Ursachenkette werde durch die vorrangige berufliche Veranlassung 

überlagert.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 24.02.2016, 3 K 3502/13

Teilzeitarbeit: Reagiert ein Arbeitgeber auf einen 
Antrag zu spät, muss er sich fügen

Will eine Arbeitnehmerin ihre Arbeitszeit verringern und bezieht sie 

sich dabei ordnungsgemäß auf das Teilzeit- und Befristungsgesetz, so 

hat der Arbeitgeber einen Monat Zeit, den Antrag abzulehnen, wenn er 

dringende betriebliche Gründe dagegen anführt. 

Geschieht das nicht, so ist der Wunsch der Mitarbeiterin zu erfüllen. 

Eine gegebenenfalls nachgeschobene Änderungskündigung ändert da-

ran nichts. 

BAG, 9 AZR 860/13


